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Anlage 18.

otive
zn der Feststellung eines Peusious-Reglements für die sämmtlichen Beamten und Angestelltender

provinzialständische»Verwaltung der Rheinprovinz.

Als eine wesentliche Lücke in der Organisation der provinzialständische!! Verwaltung muß
der Mangel an einheitlichen Bestimmungen über die Pensiouirung der Beamten bezeichnet werden.

Während beispielsweise für die Beamten der Arbeits-Anstalt zn Brauwciler und der Irreu-
heilaustalt zu Sicgburg ein besonderes Pcnsions-Reglement vom 22. Dezember 1858, für die
Beamten nnd Lehrer der Blinden-Anstalt zu Diiren aber ein solches vom 13. Juni 1868 existirt,
ist für die Beamten der Ecutrcilbehörde und der übrigen, der Verwaltung uutcrstellteu Institute
noch keine solche Bestimmnug erlassen. Diese Verschicdenartigteitgibt Veranlassung zu Exemplifi-
eationen ans die in der Staats- und DeutschenReichsgesetzgcbuug in dieser Materie geschaffene
gleichhritliche Behandlung der Pensionirung der Beaniten.

Das Bedürfniß drängt also für die provinzialständischeVerwaltung der Nheiuprovinz
eine gemeinsame Pcnsionsbestimmnug zu erlassen, wie auch schou benachbarte Provinzial- uud
eounuunalständische Verbände zum Erlasse von gemeinsamen PensionsbestimmnngenAnlaß genommen
haben. Der Provinziell-Ncrwaltungsrath hat gcglanbt, diesem Bedürfnisse am Besten dadurch
Nechnuug zu tragen, daß er das für die Pensionirung der uumittelbarcn Staatsbeamten :c.
unterm 27. März 1872 ergaugcue Gesetz zur Grundlage für die Pensions-Rcgelnngder ständische»
Bcaiuteu iu Vorschlag bringt.

Der anliegendeEntwurf soll zu diesem Zweckedienen, was im ß. l desselben wörtlich
ausgesprochenist. F. 2 disponirt über die verschiedene Behandlung der defiuitiv auf Zeit
oder Lebenszeit nnd der anf Feit mit Vorbehalt der Kündigung oder des Wieder¬
rufs augestcllteuBeamten, tz. 3 trägt den Sonderverhältnissen der proviuzialstäudischeuVerwal¬
tung iu der Berufung von Obcrbeamten Rechnung, die nicht auf Lebenszeit gewählt sind, uud
schließt sich im Prinzipe Vorlagen an, die der Provinzial-Verwaltungsrath schon bei früherer
Prüfuug aus anderm Anlaß gemachthat.

Da die am 1. Iannar 1872 in'ö «eben getretene provinzialständischeSelbstverwaltung
auf die eigeue Heranbildung vou Subaltcrubeamteu zuuächst verzichten,nameutlich sich aber sofort
eiu geeignetes Secretariat durch Recrutiruug aus Staatsbeamten sichern mußte, ist die Bestimmung
des tz. 4 geboten; sie ist ferner geboten dnrch die im 2. Alinea des ß. 5 des OrganisationS-
Neglements vom 27. September 1871 getroffene Anordnung wegen Anwendungder Bestimmuugcu
des Reglements vom 20. Juni 18«>? über die Eivilversorgnug der Militärpersoneu auf die pro¬
viuzialstäudischeu Beamtcnstelleu.

Die ^ß. 5 uud (! enthalten Ucbergaugsbestimimmge», die weitere Bemerkungen nicht erfordern.
Der Proviuzial.Verwaltungsrath erlaubt sich den Antrag zn stellen:

„Hoher Landtag wolle dem anliegendenEntwürfe der Bcstimmungeuüber die Peusio-
„nirnng der provinzialständische» Bcainte» seine Zustimmung ertheilen."

Der PromnM-Verwaltmlgsratli.
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estim m unge ll
über die Pcusionirnng der provinzialständischcu Beamten der Nhcinprovinz.

8- i.

Das Gesetz, betreffenddie Peiisiouirmigder mmüttclbareilStaatsbeamten, sowie der Lehrer
und Beamten an den höheren Untcrrichtsanstaltenmit Ausschluß der Universitätenvom 27. März
1872 (G.-S. S. 268 ff.) findet auf die Peusionirung der Beamten der provinzialständischcn Ver-
waltuug mit folgendenMaßgaben Anwendung. Die bisher für die Beamten einzelner,proviuzial-
ständischer Institute bestehenden, besonderen Pensions-Neglementsnnd sonstigeSonder-Vestimmnngcn
wcrdeu aufgehobcu.

8-2.

Pcnsionsbcrechtiglsind nur diejenigenständischen Beamten, welche definitiv angestellt sind.
Den unter dem Borbehalte des Widerrufs oder der Kiiudignug«»gestellten Beamten, welche

eine in den Besoldungs-Etats aufgeführte Stelle bekleiden, kann bei ihrem durch Dicnstunfähigteit
veranlaßten Dicnstanstrittc eine Pension vom Proviuzial-Landtagebewilligt werden.

ß. 3.

Bei Berechnung der Pension der auf Zeit gewählten ständischen Oberbeamten bei eintre¬
tender Dieustunfähigkrit oder nicht erfolgter Wiederwahl nach abgelaufener Dienstperiobc kommt,
wenn die Pension nicht bei der Anstellung durch Vertrag bestimmt ist, nur die im ständischen
Dienste zugebrachte Zeit in Anrechnung.

Die Feststellung der Pension erfolgt indessen mit der Maßgabe, daß nach 12jähriger
Dienstzeit wenigstensdie Hälfte und nach ^jähriger Dienstzeit wenigstenszwei Drittel des Gehalts
als Pension zu bewilligen sind. Bei Berechnung der Pension der auf Lebenszeit gewählteil
Obcrbcamten kommt auch die Dienstzeit zur Anrechnn»«,,welche vordem im Staatsdienste zuge¬
bracht ist.

8- 4.

Bei Berechnung der Pension der Subalternbeamtcn wird der ständischen Dienstzeit die Zeit,
welche der Beamte vordem im Staats- und Militärdienste zugebrachthat, hinzugerechnet.

8. 5.

Soweit in dem Gesetze vom 27. März 1872 einzelne Entscheidungen dem Departemcnlschef
oder Ressortminister vorbehalten sind, tritt für die proviuzialstäubischen Beamte» a» deren Stelle
der Provinzial-Verwaltnngsralh; soweit aber die Entscheidungdem Könige vorbehalten ist, gebührt
dieselbe für die provinzialständischcn Beamten dem Provinzial-Laudtage.

8- 6.

Die iu den 8ß. 2? Nr. 2, 28 uud 29 des Gesetzes vom 27. März 1872 getroffenen
Bestimmungen greifen auch dauu Platz, wem: es sich für den betreffendenPensionair um eine
Beschäftigungresp. Wiederbcschäftigung im proviuzialstäudischen Dieuste handelt.
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